










. M e i n u n g  Magaz in  H B B 

Kreativ und gestaltend 
nach vorne spielen 

... und manchma l  auch  1 

spw: DieStimmung in dergroßen Koalition i s t  
abgekühlt.CDU1CSU picken sich die Rosinen her- 
aus, während die SPD die Schwerstarbeit macht. 
Struckfordertvon Merkel ein Machtwort.Steckt 
die Große Koalition in einer Krise? 

r ;  

Ernst DieterRossmann:Man kann schon den 
Eindruck bekommen, dass CDUICSU den 
Vorwahlkampf eröffnet hat, während die 

SPD noch in die Koalitions-Pedalen tritt. Dabei 
kann esnicht nur um Machtwortevon FrauMerkel 
gehen.die ihreCDUICSU-Reihen wieder ordnen 
muss.Machtworte können kurzfristig vielleicht 
helfen,dieProblemederSPDIösensieaber sicher- 
lich nicht.FürdieSPDmussesdarum gehen,nicht 
nur den Koalitionsvertrag Punkt für Punkt abzu- 
arbeiten,sondern eine strategische Politikzu ent- 
wickeln um für 2009 neueMehrheitschancen zu 
gewinnen, bei der Arbeitnehmerschaft. bei den 
Frauen,den Rentnern,im aufgeklärten Bürgertum 
und beidenselbständigen Unternehmern,denen 
auch das soziale Miteinander und der soziale Zu- 
sammenhalt in der Gesellschaft wichtig ist. 

In te rv iew mit Ernst Dieter  Rossmann . 

5pw:Wie ist die Roileder PLin der Fraktion an- 
gesichts der Großen Koalition? 

Md8. Sprecher der Parlamen- 

g$:,"d:;";,k 
D Dar Celpräch fuhrte 
Reinhold Rünker 

Ernst Dieter Rossmann:Wenn ich das ganz 
sozialdemokratisch als Fußballer beschreiben 
darf:Wir wollen kreatives und gestaltendes 

Mittelfeld der Fraktions-Mannschaft im Spiel nach 
Vorne sein. Wir wollen uns dabei nicht auf die 
Rolle als letzte Abwehrreihe beschränken lassen, 

die die Notbremse zieht, bevor der politischeGeg- 
ner zumTorschussausholtoderdieeigeneMann- 
schaft Gefahr Iäuftein Eigentorzu schießen.Aber 
wenn der Ball zu weit in der eigenen Hälfte ist 
oderder Offensiv-drang erlahmt muss man aber 
auch mal dazwischen grätschen. Insgesamt gilt: 
Wir sind nureinTeil derFraktion,nicht dasGanze 
und dürfen unsauch nichtsoaufspielenWirsind 
an erster Stelle Sozialdemokraten und dann PLer! 

spw: Die Steuereinnahmen sprudeln üppig. 
Teilt ihrdasziel einesausgeglichenen Haushalts 
bis 20101 

Ernst Dieter Rossmann: Ja, aber nicht um 
jeden Preis.WenndiesteigendenSteuerein- 
nahmen Spielraum für Haushaltskonsoii- 

dierung und soziale lnnovationsprojekte bieten, 
ist es richtig beides zu tun. Klar ist aber,dass Pro- 
jekte wieder Ausbau der Krippenplätze, Innovatio- 
nenfür mehrwachstum und Beschäftigung sowie 
Kiimaschutz Priorität haben müssen vor sklavi- 
schen Festlegungen aufeineJahreszahl füreinen 
ausgeglichenen HaushaIt.ZurNot kann dieserauch 
später erreicht werden. 

spw: Die positiven Effekteaufdem Arbeitsmarkt 
wirken nur langsam. Welche impulse versprecht 
ihr euch durch euren Vorschlag für ein Investiti- 
onsprogramm..Genshagen II"? 

BisherwarunsereDemokratiestarkgenug, Es ist an der Zeit eine ehrliche Risikodebatte in 
auch trotzderGefahren derAtomkraft,das unserer Gesellschaft zu führen:welches Maß an 
Übermaßverbot im Augezu behalten und Sicherheit benötigen wir,welche Risiken müssen 

die Entwicklung zum atomaren Überwachungs- wir lernen zu akzeptieren-undweichenicht.Das 
Staat zu verhindern. Ob dies in einer Zeit der zu- Risiko Atomkraft können wir vermeiden - Alter- 
nehmendenTerrorgefahr und bei einem Ausbau nativen gibt es genug. 
der Risiken der Atomtechnologie gelingen kann, 
istfraglich.DiedrastischeAusweitung präventiver 
Sicherheit5maßnahmen,der 

c+Gemld R.i<henbl<h, Md8 (SPD,, ist Mitglied im 1nnen.urrrhurr 
wird gegenüber dem GAU zum geringeren Übel. der oevtrihen~undertagrund~ebtincroß-ce.2~. 
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Personen & Positionen Meinung 

..& 1 Soziale und gesellschaftliche -Y;; 
F=--- J lnnovations~olitik braucht 

.. 1 vorausschauende lnvestitionspolitik 

I vom 5.  April zoo7 

\Y 
"* 

4" 

Die Konjunktur hat deutlich an Fahrt ge- 
wonnen.Auchdie Einnahmesituationder 
öffentlichen Haushalte hat sich spürbar 

verbessert. Dies ist auch Ergebnis einerPolitik,die 
sich nicht einseitig aufeine rigideSparpolitik bzw. 
auf eine allgemeine Steuersenkung beschränkt. 
sondern auch auf gezielte Wachstumsimpulse 
setzt. Auf ihrer Klausurtagung in Genshagen im 
Januar 2006 hat sich die Bundesregierungaufein 
5-Jahre-lnvestitionsprogramm im Gesamtvolumen 
von rd. 25 Mrd. Euro verständigt. (...) Der Erfolg 
dieser lnvestitionspolitik für mehr Wachstum, 
Beschäftigung und Innovationen lässt sich schon 
jetzt auch an der verbesserten wirtschaftlichen 
Situation ablesen. 

Mit  ,,Genshagen-ll-Programm" gezielte Impulse für 

qualitatives Wachstum setzen! Beschluss des Vorstands der 

Parlamentarischen Linken in der SPD-Bundestagsfraktion 

Wir brauchenein Innovations- und Investitions- 
programmfürsozialen.geselIschaftlichen,ökono- 
mischem und ökologischem Fortschritt. 

7 

Diese positive Entwicklunggilt es nun zu ver- 
stetigen und nachhaltig zu befördern. Die ver- 
besserte konjunkturelle Lage und die Einnahme- 
Situation der öffentlichen Haushalte schaffen 
dafür auch Spielräume. Dies ist keine Absage an 
eine notwendige Strategie der nachhaltigen Sa- 

- nierung der öffentlichen Haushalte. Beide Strate- 
gien müssen aber klug aufeinander abgestimmt 

werden.Einenachhaltige innovationspolitik braucht 
starke öffentliche Finanzen, die den Staat hand- 
lungsfähig machen. Eine nachhaltige Haushalts- 
konsolidierung braucht eine kluge Investitions- 
politik,diedie wirtschaftliche Dynamik befördert. 

Dies gilt umso mehr, als das ungeachtet 
des unbestrittenen Konsolidierungsbedarfs 
der öffentlichen Haushalte von Bund.Län- 

dern und Gemeinden aktuell eine Unternehmens- 
steuerreform beraten wird. die nach den Schät- 
zungen des Finanzministeriums in den nächsten 
5Jahren zu Steuerausfällen bei Bund, Ländern und 
Gemeindenvon insgesamt 25Milliarden Eurofüh- 
ren soll.AlleinderBund soll mit überi3Milliarden 
Euro daran beteiligt werden. Allein durch einen 
Verzicht bei der Absenkung der Körperschafts- 
steuervonjetzt 25auf15 Prozent und stattdessen 
Absenkungaufig Prozent,wie bei demlob-Gibfel- 
Vorschlag von Bundeskanzler Gerhard Schröder 
vom 17. März 2 0 0 5  und i m  SPD-Wahlmanifest 
2005gefordert.und durch einenVerzicht aufdie 
Abgeltungssteuer für Kapitalerträge wäre ein 
solches lnvestitionsprogramm Genshagen Ilvoll- 
ständig ausdem Bundeshaushalt bis 2012 gegen- 
zufinanzieren. 

Eä Contra: 
Brauchen wir das 

1 Zentralabitur? 
von Kay Zerlin . . 

Die Einführung des Zentralabiturs und 
zentraler Abschlussprüfungen in derlahr- 
gangsstufe 10 in NRW geht auf einem 

fehlgeleiteten PISA-Aktionismus zurück.Sinn der 
Zentralisierung sollte eine bessere Kontrolle der 
Schulen und Leistungen der Schüler und eine 
bessereVergleichbarkeit dereinzelnen Abschlüs- 
se an den Schulen sein. Insbesondere hegt die 
Schwarz-Gelbe NRW-Landesregierungdie perfide 
H~ffnung~endiich beweisen zu können.dassGe- 
samtschulen und Gymnasien kein gleichwertiges 
Abiturverleihen. Das ist aber die falsche Motiva- 
tion und der falsche Weg zur Veränderung der 
Schullandschaft.Wichtigerwärezur0ptimierung 
desSchulsystems(abgesehenvonder Einführung 
eines integrierten Gemeinschafisschulsystems): 

i.lndividuellen Stärken und Schwächen jedes 
Schülers müssen in Zukunft besser berücksichtigt 
werden können. Einheitliche Prüfungsvorberei- 
tungsjahre und zentrale Abschlussprüfungen be- 
wirken genau dasGegenteil. Die Lehrer bekommen 
fast keineChance mehr,außerhaibderengen Lehr- 
pläne Wissen und Kompetenzen zu vermitteln. 
Unmöglich,dass Schüler noch einen Einfluss auf 
die gewählten Themen des Unterrichts haben. 
Besser wäre es,die individuelle Förderung auch 
in Taten umzusetzen und z.B.eine konstante Be- 
gleitungder Schülerinnen und Schülerwährend 
der aesamten Schulzeit zu gewährleisten,Noten 

- 
2. Die von der Rot-Grünen Landesregierung 

begonnene Selbständigkeit von 5chulen.die weit- 
gehende Kompetenzen im Bereich Personalkon- 
zeption- und management sowieverstärkteMög- 
lichkeiten der eigenständigen Profilbildung der 
Schule vorsieht, müßte konsequent fortgeführt 
werden.Diese Entwicklung ist allerdings mit einem 
Zentralabiturund zentralen Abschlussprüfungen 
gleichfalls nicht kompatibel. 

3. Eine konsequente Outputsteuerung ist die 
notwendigeVoraussetzung,um in einem System 
selbständiger Schulen einheitlicheund hoheQua- 
litätsstandards zu gewährleisten.Voraussetzung 
für eineoutputsteuerungsind adäquate Kontroli- 
mechanismen im Sinne von Qualitätsanalysen, 
indenen das Erreichenvon zwischen Schulträger 
und Schule vereinbarten Zielen überprüft wird. 
Dies sind aber keinevom Ministerium vorgege- 
benen Prüfungskataloge und die uralte Methode 
Frontalunterricht.Vielmehr sollten um eine sinn- 
volle Steuerung zu ermöglichen, einige andere 
Voraussetzungen erfüllt sein: leistungsgerechte 
Entlohnung und flexibleWeiterbildung der Lehr- 
kräfte. Stärkung der Schulleitung und einerdrit- 
telparitätisch besetzten Schulkonferenz,Qualitäts- 
Sicherung durch unabhängige Evaluation eines 
Landesinstituts in Zusammenarbeit mit der Schul- 
aufsicht. 

- 
aoz~scnaffen "na na viaLe e Bewerr~ngssyste- WarLm aoer aann zenrra e Aosci ~ s s p r - f ~ n .  
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ungsteams aus Lehrern und anderen Fachkom- Bildungssystem reprä~entieren~dem sich insbe- 

petenzen und die Einführungvon individuellen sonderediejetzigeNRW-Landesregierunggerne 
Bildungsbüchern. verschreibt undeinfacher umzusetzen sind,als 

andere Maßnahmen. 
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Pro: 
Brauchen wir das 
Zentralabitur? 
von Renate Hendricks .. 
Inverschiedenen Gebieten Deutschlands hat 

daszentralabiturschon einelangeTradition.Zen- 
tralprüfungen gab es in den Ländern derehema- 
ligen der DDR ebenso wie in Bayern und Baden 
Württemberg. 

Denentscheidenden Impuls ZurAusweitung 
dieser Praxis gaben die internationalen 
Leistungsuntersuchungen wieTlMSS und 

PISA, in denen Deutschland insgesamt keine be- 
friedigenden Ergebnisse erzielte. Zudem gab es 
eine hohe Leistungsstreuung zwischen den Bun- 
desländern und in den Ländern zwischen den Schu- 
len gleicher Schulform sowieeine große Gruppe 
von Risikoschülerlinnen. Beiden internationalen 
Vergleichen haben die Länder besser abgeschnit- 
ten, die ihre Leistungserwartungen verbindlich 
festlegen und das Erreichen systematisch über- 
prüfen.Vor diesem Hintergrund hat die Kultusmi- 
nisterkonferenzverbindlicheStandards und zen- 
trale Prüfungen beschlossen. Dementsprechend 
sinddieGrundlagenfürdasZentralabiturin NRW 
schon unterder rotlgrünen Landesregierung ge- 
legt worden. 

Zentrale Prüfungen wirken Standard sichernd 
und auf den höchsten Kompetenzstufenführen 
siezu leicht erhöhten Schülerleistungen (Baumertl 
Watermann 2000). In vielen ,.Gewinnerstaaten" 
von PISAgibt es zentrale Prüfungssysteme,~~ in 
Finnland.England.Schwedenoderden Niederlan- 
den. Alle diese Länder gehen vom Leitbild einer 
selbständigen Schuleaus.die in ihren Leistungen 
überprüft werden. Diese Umstellung auf eine 
outputorientierte Steuerung des Schulwesens 

benötigt einheitlicheziele undvergleichbareQua- 
lität in den Schulen.ln Nordrhein-Westfalen wurde 
in der letzten Legislaturperiode begonnenZein Sys- 
tem der Standardsetzung und Standardsicherung 
zu implementieren.Zur Sicherungvon Schulqua- 
lität müssen Schulen Handlungsspielräume und - .  
Unterstützung erhalten. Die Ergebnisse der zen- 
tralen Abiturprüfungen gebenden Schulen Rück- 
meldungen. wie gut es ihnen gelungen ist, die 
gewünschten Lernprozesse zu ermöglichen,den 
Unterricht zu gestalten und Erlerntes zu sichern. 

Kritiker äußern, dass zentrale Prüfungen 
normierend und einengend aufdie Unter- 
richtsinhalte wirken und damit auch Krea- 

tivität und besondere Leistungen behindern.Wei- 
ter wird eine mangelnde Passung von Prüfung 
und Unterricht befürchtet,die Schülerund Schüler- 
innen benachteiligen kann. lm Ergebnis kann es 
passieren,dass Schüler und Schülerinnen mit ih- 
ren Ergebnissen bei zentralen Prüfungen gravie- 
rendvon ihren tatsächlichen Leistungen und den 
Vornoten abweichen.Gemindert wird dieser Effekt 
dadurch.dassdiezentrale Prüfung nureinenTeil 
der Note festlegt 

Trotzdieser Problematik: DasZentralabitur führt 
zu einer Vergleichbarkeit der Abschlussqualität. 
Die Diskussion um die Qualität von Schulen,spe- 
ziel1 von Gesamtschulen. kann durch zentrale Prü- 
fungen versachlicht werden. Dies t u t  der Weiter- - 
entwicklung des Schulsystems insgesamt gut. 
Pannen und einige Mängel beim ersten Zentrala- 
biturin NRW bieten die~hance,dassSchulen und 
Kultusbürokratie aus den Fehlern lernen. 

Dabei geht es nicht um kurzfristige Kon- 
j~nkturprogramme~sondern umeine nach- 
haltigeGestaItungsozialen,ökonomischen 

und ökologischen Wandels. Durch eine voraus- 
schauende Innovations- und lnvestitionspolitik 
müssen Grundlagen dafür geschaffen werden, 
strukturellegesellschaftlicheVeränderungen zu 
gestalten, Lebens- und Bildungsbiographien soli- 
darisch abzusichern sowie die ökologischen He- 
rausforderungen zu bewältigen. Diese Aufgaben 
müssen finanziell abgesichert und mit ökonomi- 
schen Perspektivenfür nachhaltiges Wirtschafts- 
wachstum verbunden werden. (...) 

AusdiesemGrund schlägtdieParlamentarische 
Linke in der SPD-Bundestagsfraktion ein Innova- 
tions- und investitionsprogramm ,,Genshagen iI" 
abdemJahr2008vor.Essetzt sich ausfolgenden 
Einzelmaßnahmen zusammen: 

Programm zur ökologischen 
Modernisierung und 
Bekämpfung des Klimawandels 

Seit dem Weltklimareport.derAnfang Februar 
in Parisveröffentlicht wurde,gibt es keinen wis- 
senschaftlichen Zweifel mehr: Die Menschheit 
ist dabei, das Klima radikal zu verändern und 
damit auch die Lebensverhältnisse auf der Erde. 
Dies ist diegrößte Menschheitsherausforderung 
dieses Jahrhunderts. Sie wird über Frieden und 
Wohlfahrt auf der Welt entscheiden. 

Zukunftsvorsorge heißt,jetzt in eine Effi- 
zienzrevolution zu investieren und den Um- 
stieg in die erneuerbaren Energien zu 

beschleunigen. Die Zeit der kleinen Schritte ist 
vorbei. Wir brauchen eine Reduktion des klima- 
schädlichen Kohlendioxids um mindestens 40  
Prozent in den nächsten 13 Jahren. Dafür ist ein 
nationales Klimaschutzprogramm notwendig,das 
in allen Bereichen Investitionen und Innovationen 
massivfördert und sich ehrgeizige Ziele setzt.Wir 
müssen bis zum Jahr 2020 

den Anteil der hocheffizienten Kraft-Wärme- 
Kopplung von heute knapp ii auf 25 Prozent 
steigern. Es dürfen nur noch hocheffiziente 
Kraftwerke mit einer hohen Wärmenutzung 
gebaut werden; 

B die Energieproduktivität von heute nur 1.4% 
auf mindestens 3% erhöhen. Allein die Nut- 
zung hocheffizienter Haushaltsgeräte würde 
sieben Großkraftwerke überflüssig machen; 
den Anteil der erneuerbaren Energien im 
Strombereich auf mindestens 30  % steigern, 
im Wärmesektor auf 20% und imverkehrsbe- 
reich aufis%. 

Diese Kraftanstrengung ist notwendig und sie 
wirdsich auszahlen.denn sie ist sinnvoll und rich- 
tigauchfürdieWirtschaft und den Arbeitsmarkt. 
Das sind die Zukunftsmärkte. die überall in der 
Welteinenschnell wachsendenAbsatzfinden.Jede 
Volkswirtschaft ist stark, die schnell eine ökolo- 
gische lnfrastrukturaufbaut. 

Die Erwärmung schreitetvoran.Wenn wirjetzt 
nicht handehwird sie biszum EndedesJahrhun- Die Herausbildungderökologischen Infra- 
derts Höhen erreicht haben. die nicht mehr ver- strukturerforderteinen höheren Mittelein- 
kraftbarsind.FührendeWissenschaftler warnen, satzdesstaates aufallen Ebenen. Der Bund 
dass wir nur noch wenige Jahre Zeit haben, um kanneinen wesentlichen Beitragfürdiezukunfts- 
entscheidende Maßnahmen gegen den Klima- vorsorgeleisten,wenner5MilliardenEurofürein 
wandel zu ergreifen. Sonderprogramm zum Klimaschutzausden Steuer- 

einnahmen bereitstellt. Dieses Programm muss 
alle Bereiche ~mfassen~insbesondere Investitions- 
hilfe bei der Gebäudesanierung, Förderung von 
mehr Effizienz in der Energienutzung und derver- 
besserungeiner umweltverträglichenVerkehrs- 
infrastruktur. 

t 



H H H H Personen & Positionen Meinung H 

Kurzfristig brauchen wir vor allem: Förderung von Bildung und Familien 

i Einen Ausbau des CO2-Gebäudesanierungs- Unter der rot-grünen Bundesregierung ist in 
programmsfür private Wohnungen. den letzten Jahren viel auf den Weg gebracht 
DarüberhinaussolltedasProgrammauchauf worden, um die Defizite in der frühkindlichen 
ÖffentlicheGebäudeausgedehnt werden und Bildung und Betreuung abzubauen, und gegen- 
mi t  einem allgemeinen Gebäudesanierungs- über anderen Staaten qualitativ und quantitativ 
Programm verbunden werden (Müntefering- aufzuholen. (...) 
Initiative). 

i Eine Erhöhung der Mittel für Forschung und Doch alledieseMaßnahmen reichen nicht aus 
Entwicklungim Bereich dererneuerbaren Ener- umden tatsächlichen Bedarf zu decken.DieQua- 
gien,der Energiespeicherung und im Bereich lität der frühkindlichen Biidung und Betreuung 
der Entwicklung C02-freier Krafiwerkstech- mussweiterverbessertwerden.Auchdiederzeit 
nologie. existierende Zahl der Betreuungsplätzeentspricht 
Ein Sonderprogramm zurverkehrsverlagerung nicht den existierenden Bedürfnissen. ( . )  
von Verkehrvon der Straße auf die Schiene. 
Förderprogramm zurVerbesserungdesWohn- Wenn wirdeutlichere Anstrengungen beidem 
umfeldes für ältere Generationen AusbauderKinderbetreuungwoilen,wird esohne 

Der demographische Wandel erfordert eine 
vorausschauend gestaltende Politik. Dies 
betrifit auch die Frage, wie die konkrete 

Ausgestaltung einer Politikfür mehr Lebensquali- 
tät in eineralterndenGesellschaft aussehen kann. 
Ein zentraler Baustein ist dabeidiealtengerechte 
GestaltungdesWohnumfeides.( ... ) Altengerechtes 
Wohnen darf nicht Privileg einiger weniger sein. 
Auch diewachsende Gruppederjenigen.die noch 
keine Leistungen aus der Pflegeversicherung er- 
haIten.aberdennochaufUnterstützungangewie- 
sen sind. braucht eineverlässliche Absicherung. 

Daher mussein mehrjähriges Förderprogramm 
für altengerechtes Wohnen im geschätzten Um- 
fang von i Milliarde Euro folgende Bestandteile 
beinhalten: 
i Ein lnfrastrukturprogramm zum barrierefreien 

und altengerechten Ausbau des Wohnungsbe- 
standes sowie des Wohnumfeldes. 
i Finanzielle Förderung der Nutzungvon haus- 

haltsnahen Dienstleistungen, insbesondere 
von einkommensschwachen Seniorinnen und 
Senioren. 
i Förderung von lokalen Projekten zur Etablie- 

eine finanzielle Beteiligung des Bundes nicht ge- 
hen.Allein für den Ausbau der Kinderbetreuung 
auf 750.000 Plätze für Kinder unter drei Jahren 
geht der Städtetag von jährlich mindestens 6 
Milliarden EuroMehrkostenaus;andereSchätzun- 
gen liegen bei 3 Milliarden Euro Mehrkosten.( ... ) 

Daher brauchen wir: 

B Kurzfristig einen deutlich forcierten Ausbau 
der Plätze für eine qualitativ hochwertige Kin- 
derbetreuung. 

B Anden Kostenfüreinen Ausbau musssichder 
Bund im Rahmen eines Paktes aus Bund.Län- 
dern und Gemeinden angemessen beteiligen. 
Haushaltsmäßig sollte der Bund Vorsorge für 
ein Drittel des benötigten Gesamtbedarfesvon 
3-6 Milliarden Euro treffen. (...) 

Doch nicht nur bei den Kleinsten besteht gro- 
ßer Bedarf in der Finanzierungvon Bildungsinves- 
titionen.Auchfür die Aus- und Weiterbildungsind 
weitere Investitionen nötig. 

Deutschland liegt im unteren Bereich,wasdie 
Weiterbildungsintensität im europäischen Ver- 

rungvon Ünter~tützun~sangeboten im Rahmen gleich b e t r i k ~ e r  ~ ü c k ~ a n ~ d e r ~ r u n d m i t t e i d e r  
altengerechten Wohnens. öffentlichen Haushalte für Weiterbildung nach 

Der Staat misstraut 
seinen Bürgern 

I von  Christo~h Strässer H H 

DerStaat misstraut seinen BürgernNurso 
kann mandie Botschaften ausdem Hause 
Schäuble bewerten.Für dennVerfassungs- 

minister" ist das Grundgesetz nichts weiter als 
Knetmasse,dieman so lange..anpassen"muss bis 
sie passt. 

Das Beispiel „Luftsicherheitsgesetz" 

Das Bundesverfassungsgericht sagt klar und 
unmissverständlich (und zu Recht),.neinm zu dem 
Vorhaben, den Abschuss eines besetzten Passa- 
gierflugzeuges~~ 1egitimieren.wenndadurch ein 
gravierender terroristischer Anschlag verhindert 
werden kann.DieAbwägungvon Menschenleben 
gegeneinander ist schlicht unzulässig. Antwort 
Schäuble: Dann ändern wir eben das Grundgesetz. 
Vergleichbaragiert er beiseinemVorhaben,die 
Einsatzmöglichkeiten der Bundeswehr im lnnern 
auszuweiten. 

Zugriff auf persönliche Daten 

SchäublesVorhaben,das Passgesetz zu ergän- 
zen und Ermittlungsbehörden automatischen 
Zugriff auf die dort seit 2005 gespeicherten di- 
gitalen Daten zu ermöglichen -sozusagen als 
zentrales Einwohnermelderegister- bedeutet so- 
wohl den schrankenlosen Zugriff auf die gespei- 
cherten Fotosalsauch die neuerdings registrierten 
Fingerabdrücke. Noch Otto Schily, nicht gerade 
bekannt alsweichei im Umgang mit Bürgerrech- 
ten imVerhältniszurvermeintlichen Erhöhungder 
inneren Sicherheit, hat noch formulieren lassen: 
,.Die bei der Passbehörde gespeicherten Finger- 
abdrückesindspätestens nachderAushändigung 

des Passes an den Passbewerber zu löschen". So 
lautet auch noch die ursprüngliche Fassung des 
Gesetzentwurfs.Die Begründung Schäublesfürdie 
Verschärfung ist,dass verhindert werden soll,dass 
,.Menschen mit falscher Identität" unterwegssind. 
Klingt harmlos,ist aberdasGegentei1:esgeht um 
die Datenvon Millionen Menschen,diesich noch 
etwaszuschulden haben kommen lassen.Die Kon- 
sequenzerfolgt im nächsten5chritt:Registrierung 
des DNA-Codes bei allen Ne~geborenen~sukzes- 
sive dann natürlich auch bei den Älteren. 

Unschuldsvermutung 

Auch dasGeschwätzdes lnnenministersdarü- 
ber, dass die ,,Unschuldsvermutung" nicht im 
Ermittlungsverfahren gelte, ist gefährlich und 
relativiert. ja demontiert den Anspruch der be- 
troffenen Bürger auf ihr Persönlichkeitsrecht.auf 
ihren verbürgten Anspruch auf informationelle 
Selbstbestimmung und macht ihn zum Objekt 
staatlichen Handelns. Das fundamentale rechts- 
staatliche Prinzip der Unschuldsvermutung gilt 
ausschließiich im repressiven Bereich,also beider 
5trafverfolgung.e~ hat in diesem Sinne niemals 
im präventiven Bereich,im Ermittlungsverfahren. 
gegolten.Schäub1e will den verdachtunabhängi- 
gen Zugriff auf die Daten der Bürger,er will, wie 
Heribert Prantl esausgedrückt hat,den Wegvom 
Rechtsstaat zum Präventivstaat.Telekommunika- 
tionsüberwachungund Vorratsdatenspeicherung 
sind weitereSchritteaufdiesem Weg. DieSPDist 
gut beraten. sich diesen Vorhaben massiv zu wi- 
dersetzen und ihre Steliungals Partei der Bürger- 
rechte erneut unter Beweis zu stellen 

i C+ Chrirtop Sträaer, 
Md6 (SPD.iSt ua.Mitgiied 
im Rerhtrauirchurr und 
Sprerherfur Menrchenrerhte 
und humanitaieHiife.erlebf 
in Münster 

Fota: ww.ipdfraktion.de 
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Zivile Konfliktlösung für Afghanistan 

1 Dialog auch mit unbequemen Gesprächspartnern suchen 

I von Niels Annen .W 

Die Lage in Afghanistan ist besorgniserre- 
gend. Der Enthusiasmus der ersten Mona- 
te nach der Befreiungdes Landesvon den 

Taliban ist einer großen Ernüchterunggewichen. 
Die Regierung in Kabul ist nach wievor schwach 
und weit davon entfernt. ihre Kontrolle über das 
gesamte Land auszuweiten. Der vom Westen zu 
Beginn des Krieges in Aussicht gestellte Aufbau 
des Landes ist ins Stocken geraten. Nicht nur die 
afghanische Be~ölkerung~sondern auch die inter- 
nationale Gemeinschaft fragt sich aufgrund der 
sich verschlechternden Sicherheitslage, ob eine 
Verschärfung des militärischen Vergehens ziel- 
führend ist. Die Parallelen zum Irak, wo,anders 
als inAfghanistan,überwiegend militärisch agiert 
wird-sprechen Bände.Somusstesich US-Präsident 
Bushvon derparteiübergreifenden Baker-Hamil- 
ton-Kommission zum Jahreswechsel öffentlich 
das Scheitern seiner Irak-Politikvorhalten lassen. 
währendder lrakin bürgerkriegsähnlichemChaos 
zu versinken droht. 

Die Bilanz des ,,Kriegs gegen den Terror" ist 
desaströs.Außenminister Steinmeier hat es auf 
den Punkt gebracht:,.Da,woStabilisierungserfol- 
geausbleiben,nutzen dieTalibandieChance,um 
sich wieder als angebliche Beschützer der Bevöl- 
kerung aufzuspielen." Im Norden Afghanistans, 

aller Erfolge im Bereich der Demokratisierung kön- 
nen diesejedoch meist nurdurchverständigung 
mi t  den traditionellen lokalen Kräften und mi t  
Stammesführern durchgesetzt werden.Viele Bei- 
spiele aus verschiedenenTeilen Afghanistans zei- 
gen.dassdielokalenElitenauchden Einfluss haben, 
Vereinbarungen mit ehemaligen oder verbliebe- 
nen Taliban zu schließen. Sprachlosigkeit ihnen 
gegenüber ist deshalb keine Option. 

Es ist ein Markenzeichen der deutschen Außen- 
politik.immer auch den Dialog mit unbequemen 
Gesprächspartnern zu suchen. Durch unsere Er- 
fahrung können wir die afghanische Regierung 
in ihrem Bemühen um nationale Aussöhnungaus- 
drücklich unterstützen.Dazu gehört aberaucheine 
regionale Strategie. die insbesondere die Inter- 
essen Pakistans und des Iran mit berücksichtigt. 
Dievorsichtigen diplomatischen Kurskorrekturen 
der US-Regierung mussdie EU aufgreifen und eine 
neue Initiative für Afghanistan aufden Weg brin- 
gen.Zivilen Verhandlungslösungen mit allen ver- 
handlungsbereiten und verlässlichen Kräften soll- 
te dabei stetsvorrang eingeräumt werden. Doch 
ohnezusätzliche Investitionen inden Wiederauf- 
bauwird die NATO in Afghanistan ebenso scheitern 
wie George W. Bush im Irak. i 

- 
dem E nsatzgpoiet oer ß~naeswchr,g br esdaner - 
gr0ßeBemdn~ngen.m naestensaen Star .SOLO :Si 

zu ha~ten~mituntersind sogar Fortschrittezuver- 
zeichnen.Dies hängtauch mitder höheren Akzep- 
tanz der Bundeswehr zusammen, deren Einsatz 
von Beginn an von zivilen Projekten in Abstimmung 

t* Nie13 Armen, 
mit der lokalen Bevölkerungflankiert wurde.Die M ~ B  (SPD). ist ~ i t g l i e d  im 

Erfahrungen der vergangenen Jahre haben ge- Aurwaitigen Aurrrhuii und 
Mtheraurgeberderrpwer 

zeiat,dassfriedliche Stabilisierunesmaßnahmen lebt in ~ ~ ~ b ~ ~ ~ .  

den Daten des Nationalen Bildungsberichtes 2006 
zwischen 2000 und zoo3 bei rund 350 Millionen 
Euroauf nuri.2Milliarden Euroinsgesamt.Auch 
beider Förderungderweiterbildung nach SGB III 
hat esseit MittedergoerJahre und noch einmal 
verstärkt im Zuge der sogenannten Hartz-Gesetz- 
gebung und ihrer Umsetzungeinen Rückgang von 
1998-2004 von 8 auf rund 3,s Milliarden Euro 
gegeben.FüreinAufbauprogramm Weiterbildung 
ist hier auf Seiten des Bundes ein kumulatives 
Zuwachsprogrammfür ~Jahremiteinem Gesamt- 
betrag von 750 Millionen Euro vorzuhalten (von 
50 Millionen 2008 bis 250 Millionen 2012). AUS 
diesen Mitteln soll u.a.ein Programm fürdie„Zwei- 
te-ChanceUfinanziert werden,um nicht-erworbe- 
ne Schul- und Berufsbildungsabschlüsse nachho- 
len zu können.Diese Perspektive ist wichtig,da es 
nicht nur einewachsendezahlvon sogenannten 
Altbewerbern um einen Ausbildungsplatz gibt, 
sondern auch jetzt schon gleichzeitig Fachkräiie- 
bedarfe,diesichabsehbarzueinemgravierenden 
Fachkräftemangel in Deutschlandentwickeln kön- 
nen.wenn die Lücke zu anderen hochinnovativen 
Ländern im Bereich der Fort-und Weiterbildungso 
groß bleibt, wie sie sich gegenwärtig darstellt. 
Kurzfristig brauchen wir vor allem mehr Mittel 
zur Finanzierung des BAföGs. (...) Angesichts der 
erheblichen Mehrbelastungen gerade für diese 
Studierenden und diedamit einhergehendedra- 
matischeVerschlechterungvon Bildungschancen 
ist eine Verbesserung des BAföG dringend not- 
wendig. 

Daher setzen wird uns dafür ein, dass 

i die überfällige BAföG-Erhöhungendlich umge- 
setzt wird, d.h. die Bedarfssätze und die Ein- 
kommensgrenzen im Sinne des letzten BAföG- 
Berichtes deutlich angehoben werden. 
i die elternunabhängige Förderung des 2. Bil- 

dungswegeserhalten undentsprechendfinan- 
ziell abgesichert wird. 
das BAföGauch strukturellverbessertwird,d.h. 
vorallemVerbesserungenfürStudierende mit 
Kindern.fürMigrantinnen und Migranten.50- 
wie für Studierende im Ausland. 

Hierfür sind Bundesmittel in Höhevonjährlich 
zusätzlich bis zu 300 Mio. Euro bereitzustellen. 

0 Stärkere Steuerfinanzierung in der 
Sozialversicherung 

DieSystemedersozialen Sicherung sind Aus- 
druckorganisierter gesellschaftlicher Solidarität. 
Von ihren Leistungen profitieren nicht nurdirekt 
dieversicherten selbst,sie erfüllen auch gesamt- 
gesellschaftliche Funktionen. Eine wirksame Ab- 
sicherung gegen fundamentale Lebensrisiken 
fördert die Bereit~chaft~sichan der notwendigen 
Gestaltung gesellschaftlicher und ökonomischer 
Veränderungen zu beteiligenDas heißt aberauch, 
dass sich an der finanziellen Sicherung der Sozial- 
versicherungssysteme nicht nurdie Bezieherinnen 
und Beziehervon Lohneinküniien.sondern dass 
sich alleandieser gesamtgesellschaftlichen Auf- 
gabe beteiligen müssen. 

Knnkr-+er Finanzbedarf besteht aktuell vor . . - . . . . . - . - 
allen Dingen in der Cesundheitsversorgung, 
konkr~t  hei Kranken- und Pflegekassen.( ...) - ~ ... 

In den Haushaltsjahren 2007 und zoo8 wird ein 
Zuschuss aus Haushaltsmitteln in Höhe von 2.5 

Milliarden Euroüberdas Bundesversicherungsamt 
(BVA)andieKrankenkassengezahIt.ImJahrzoog 
wird ein Bundeszuschuss in Höhevonvier Milliar- 
den Euro aus Haushaltsmitteln in den Gesund- 
heitsfonds fließen. Der Bundeszuschuss wird in 
den Folgejahren umjeweilsi.5Milliarden Euro bis 
auf 14 Milliarden Euro weiter ansteigen. 

Diese Mittel müssen jetzt allerdingsauch real 
in einer mittelfristigen Finanzplanung für die 
Bundeshaushaltemiteinbezogen undgegenfinan- 
ziert werden. Sie sind ein guter Bestandteil der 
lnnovationsstrategie. wie sie auf verschiedenen 

Pa 
Feldern mit den Leitideen ausdem Programmvon 
Genshagen I vorgezeichnet wird.( ...) i 
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Personen & Positionen 

Ci Vorstandswahlen der Parlamenta- 
rischen Linken 

DieturnusgemäßenWahlen zumvorstandder 
Parlamentarischen Linken wurden am 27.Februar 
und 6. März 2007 durchgeführt. In großer Ge- 
schlossenheit wurden im ersten Wahlgang den 
Sprecher,die Kassiererin sowie alle Mitglieder des 
Geschäftsführenden Vorstandes und des Erwei- 
tertenvorstandsin ihren Funktionen bestätigt. Es 
gab keine Gegenkandidaturen. 

Sprecherder Parlamentarischen Linkender SPD- 
Bundestagsfraktion ist derschleswig-holsteinische 
Abgeordnete und spw-Mitherausgeber Dr.Ernst 
Dieter Rossmann aus Elmshorn. Der 1951 gebo- 
rene Diplom-Psychologe ist u.a.Mitglied im Frak- 
tionsvorstand und Sprecher derschleswig-holstei- 
nischen 8undestagsabgeordneten.DieKasse wird 
weiterhin von der Berliner SPD-Abgeordneten 
Petra Merkel geführt, zum Geschäftsführenden 
Vorstand gehören der stellvDLzi-Vorsitzende und 
Hamburger Abgeordnete Niels Annen. die Ab- 
geordnete Christine Lambrecht (ebenfalls DLzi- 
Vorstandsmitglied) aus Hessen sowie Andreas 
5teppuhn.derden WahlkreisHarzlSachsen-Anhalt 
vertritt. 

Im erweiterten Vorstand sind die stellv SPD- 
Parteivorsitzende Elke Ferner.Gabriele Hiller-Ohm, 
Michael Müller, Rene Röspel, Ortwin Runde und 
Dr. Marlies Volkmer. 

Unter dem Thema ,,Öffentliche Güter - Kom- 
munalesWirtschaften"diskutierten wiederzahl- 
reicheTeilnehmerlnnen aufderdiesjährigen spw- 
Frühjahrstagung am 13.114. April in Springe. Die 
dort gehaltenen Referatevon Wolfram Bremeier, 
Sascha Ruhland und Barbara Weilerdokumentie- 
ren wir hier im Heftschwerpunkt. 

Gewählt wurde auf der Frühjahrstagung der 
Vorstand desvereins zur Förderung von Demokra- 
t ie undVölkerverständigunge.V.:Björn Böhning. 
Juso-Bundesvorsitzender und spw-Redaktionsmit- 
glied,wurdeeinstimmigfür ein weiteresJahrals 
Vorsitzender bestätigt. 

DemVorstandgehören darüberhinausan:Kai 
Burmeister (Offenbach),Ulrike Hensel (Kiei),Oliver 
Kaczmarek (Kamen), Anja Kruke (Bochum) und 
Thilo Scholie (Lünen). Aus beruflichen Gründen aus- 
geschieden ist FelixWelti,demfürseineArbeit in 
den vergangenenlahren herzlich gedankt wurde. 

. 

Pflegerisiko muss Anspruchder Leistungen unverändert.Ausden oben 
benannten Reformnotwendigkeiten ergeben sich 

solidarisch folgende Punkte für die Reform der Leistungen. 

- 

abgesichert werden 1) Dynamisierungder Leistungen. nach einer ein- 
maligen Anhebunggekoppeltan dieKostenstei- 
gerung; 

2 )  Besondere LeistungenfürMenschen mit Demenz, 
Klare Position der SPD erforderlich bis zum Wirken des neuen Pflegebegriffs; 

3) Neujustierung der Leistungen für ambulante 

von Hilde Mattheis W W und stationäre Pflege. - 

von link% 
D Bjorn Sohning, vorritzender 
ipw~Foiderverein. 
C+ ~ i r r n r t  oieter~orrmann, 
SprecherParlamentariiiheUnken 
der SPD-Bundeltagifraktion. 
C+ hndrea Nahles, vorsitzende 
des Forum 0121 

Klar is t :  Die Pflegeversicherung hat sich be- 
währt. Sie garantiert beim Eintreten von Pflege- 
bedürfiigkeit eine Mitfinanzierung pflegerischer 
Leistungen. Diese Absicherung des Pflegerisikos 
ist weiterhin notwendig, muss abergesellschaft- 
lichen Veränderungen angepasst werden. lnsge- 
samt besteht Reformbedarf hinsichtlichdesPfiege- 
begriffs,derStrukturen und der Leistungen sowie 
der Finanzierung. 

Ci Reform des Pflegebegriffs und 
der Strukturen 

Die neue Pflegebegriffsdefinition muss von ei- 
nem ganzheitlichen Menschenbild ausgehen. Sie 
mussdie bisher fast ausschließliche Ausrichtung 
auf körperbezogene Hilfestellungen überwinden 
und umfassend den Hilfe- bzw.Teilhabebedarf 
feststellen, d.h. gleichermaßen, psychische und 
soziale Aspekte beinhalten. Die derzeitige starre 
TrennungderAngebotsstrukturender Pflegewird 
den Bedürfnissen nicht mehrgerecht.Erforderiich 
sind Netzwerkstrukturen auf kommunaler Ebene, 

Ci Finanzreform 

Wirwollen diePflegeversicherungzueiner Bür- 
gerlnnenversicherungausbauen, um einen nach 
individueller Leistungsfähigkeit ausgerichteten 
gerechten Lastenausgleich innerhalbderGesamt- 
bevölkerungzu erreichen und auch zukünftig die 
Finanzierung der Pflegeversicherung zu gewähr- 
leisten. Für Verbesserungen zu Gunsten der Pfle- 
gebedürftigen undzumAui%aueiner Demografie- 
reservesind Beitragserhöhungengerechtfertigt. 
Zu klären wäreauch,obweiterhin die bestehende 
Beitragsbemessungsgrenze gilt.Wir lehnen den 
Aufbau eines individuellen Kapitalstocks und eine 
einkommensunabhängigeKopfpauschaleab.Die 
Leistungen der Pflegeversicherung sind keine Al- 
tersleistungen und das Risiko letztlich nicht pro- 
gnostizierbar DieArgumentation,dass bei älteren 
Menschen dieVersicherungsfälletatsächlich häu- 
figer auftreten, rechtfertigt keine individuelle Risi- 
kozuweisung,sonst müssten alle kollektiven Soli- 
dargemeinschaften in Frage gestellt werden. 

dieeinBeratungs-undVersorgungsangebot bieten 
und das isolierte Nebeneinandervon Institutionen, 
Professionen in der Pflege und ehrenamtlichTäti- 
gen in der Pflege aufheben. 

Ci Reform der Leistungen 

Seit Bestehen der Pflegeversicherungsind die 
Höheder Leistungen und die Bedingungenfürden 

C+ Hilde Mattheir. 
Md0 (5PDJ.Mitglied im Aur- 
rrhvrrfurGerundheit und 
Soziale Sirherung. Pflegepoliti~ 
rrheSprerhern der SPD-Bun- 
dertagriraktion.Beiit2erin im 
s ~ ~ ~ ~ a i t e i v a r i t a n d  und im 
~raktionrvaritand. lebt in Ulm. 
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1 Gewerkschaften und D ~ ~ S P D - ~ ü h r u n g  in Partei und Fraktion mussden 

1 Sozialdemokratie 
brauchen einander 

1 von Daniel t iedrith 

Die Geschichte der SPD und den Gewerk- 
schaften war nie ohne Spannungen. Die 
aktuellen Zerwürfnisse wiegen aberschwe- 

rer Denn im Gegensatz zu früher versucht die 
neue,.LINKE" - insbesondere die Gewerkschafts- 
funktionärederWASG-darausKapitalzu schlagen 
(..Die Gewerkschaften aus der Umklammerung 
der der SPD lösen", ,,Politische Schizophrenie"). 
Dies wird ihr aber nicht gelingen, wenn sich die 
Gewerkschaften und die SPD sich Ihrer gemein- 
samen Wurzeln bewusst werden und sich wieder 
aufeinander zu bewegen - nicht nur atmosphä- 
risch,sondern auch inhaltlich.DieAusladungeini- 
ger SPD-Bundestagsabgeordneterals Mai-Redner 
bei DGB-Kundgebungen in Bayern zeigt deutlich 
die Enttäuschung der Gewerkschaften über das 
VerhaltenderSPD beiderGesundheitsreform und 
der Rente mi t  67. Man fühlt sich erinnert an die 
Sprachlosigkeit beider Agenda 2010.Natürlich ist 
es nachvollziehbar.Abgeordnete-die fürdie Ren- 
temit67gestimmt haben-alsRednerzustreichen. 
Aber i s t  es richtig? Braucht man nicht auch den 
kritischen Dialog.dieAuseinandersetzung? Und 
außerdem, wie viele Abgeordnete wollen denn - 
noch am ?.Mai reden.WieVielesehen es nur noch 
als lästige Pflicht an ,.sich dort sehen zu lassen"? 

Aufeinander zugehen 

Spätestens im Herbst - nach den Gewerk- 
schaftstagen von Ver.di und IG Metall und dem 
SPD-Bundesparteitag-sollten die Führungen der 
Gewerkschaften und derSPDaufeinander zugehen. 

. 
Gewerkschaften zusagen,dass sie in ihrer Politik 
keine Entscheidungen (mehr) gegen den ausdrück- 
lichen Willen der Gewerkschaften fällen werden. 
DieGewerkschaften ihrerseits müssensicherklä- 
ren.dass ihre Position als.,Vetodpieler" aufgeben 
und in den konstruktiven Dialog um die besten 
Positionen mitder Parteieintreten will.Ohneden 
klaren Schulterschlussder Spitzenvertreter laufen 
sich alleanderen Bemühungen tot.Zuviele inder 
SPD predigen die neueMitte und nehmen denver- 
lust der Gewerkschaftsbewegung wissentlich in 
Kauf. In den Gewerkschaften meinen einige,der 
Flirt mit der LinkspartelWASG wird die Sozialde- 
mokratie schon wieder in die Armederorganisier- 
ten Arbeitnehmerschaft treiben. 

Beide- SPD und Gewerkschaften - brauchen 
ihre Selbstständigkeit als Einheitsgewerkschafien 
bzw.Volkspartei.Sie brauchen aberauchGemein- 
samkeiten. Nurvon der Geschichtewird man nicht 
leben können,man brauchtden kontinuierlichen 
inhaltlichen Diskurs. Beide brauchen Antworten 
aufdie FragenderZukunft.Beide haben siezurzeit 
noch nicht.SosolltederSPD klarsein,dasssie allein 
mit den Gewerkschaften keine Wahlen gewinnen 
wird, aber ohne sie nie. Die Gewerkschaften müs- 
sen wissen,ohnedieSPD wirdeinearbeitnehmer- 
orientierte Politik niemals im Parlament rnehrheits- 
fähig werden.Allen Missstimmungen zum Trotz: 
Man braucht einander. 

D Daniil Frirdrth. 
arbeitet bei der IC-Metall Be- 
zirkrletung luite.ist Mitinitia- 
tor der ..Kasseler Kreirer" (vgl. 
1pw154)und lebiin Lübeck 

Fota:pri"n 

U Jahrestagung des Forum D121 

Ebenfalls mit großer Mehrheit bestätigtwurde 
dievorsitzende des Forum DL21, Andrea Nahles 
(MdB),auf der Jahrestagung am 23.124. März in 
Berlin.lhrStellvertreteristweiterhin Niels Annen 
(MdB). DemVorstand gehören außerdem an:Hilde 
Mattheis (MdB, stellv. SPD-Vorsitzende Baden- 
Württemberg), Florian Pronold (MdB stellv. Lan- 
desvorsitzender SPD-Bayern), Klaus Barthel (MdB 
Stellvertretender Vorsitzender des SD-Bezirks 

SPD-Landesparteitag in 
Schleswig-Holstein 

Innenminister RalfStegnerist neuervorsitzen- 
der der schleswig-holsteinischen SPD und löste 
damit Claus Möllerab.derweiterhin auf Bundes- 
ebene dem Parteirat vorsitzt.Mit Wolfgang Baasch 
und Maike Rohwer gehören zwei weitere spw- 
Autorlnnen dem SPD-Landesvorstand an. 

Oberbayern) Mark Rackles (Mitglied im SPD-Lan- SPD-Landesparteitag in 
desvorstand Berlin),Burkhard Zimmermann (Ber- Mecklenburg-Vorpommern 
lin),Jens Klocksin (MdL, Brandenburg1,Christine 
Lambrecht (MdB, Bezirksvorstandsmitglied SPD 
Hessen-Süd),WolfgangJähme (MecklenburgVor- 
pommern),Stephan Klecha (Bezirksvorstandsmit- 
glied SPD-Hannover), Christoph Strässer (MdB. 
Nordrhein-Westfalen), Marc Herter (Mitglied im 
SPD-Landesvorstand NRW),Hoiger Poppenhäger 
(Kreisvorsitzender SPD-Erfurt) sowie IrisGleicke 
(MdB,Thüringen,Parl.GeschäftsführerinSPD-Bun- 
destag$fraktion).Reinhold Rünkerwurdeaufder 
konstituierendenVorstandssitzungaufVorschlag 
von Andrea Nahles einstimmigzum Geschäftsfüh- 
rer bestellt. 

Auf der Jahrestagung am 24. März diskutier- 
ten zahlreicheGäste mi t  spw-Herausgeber, Prof. 
Krätke, und dem Freiburger Politikwissenschaftler 
Dr. Ulrich Eith zu Strategien über 2009 hinaus. 
Michael Krätke,der eine kritische Bilanzder Ent- 
wicklungder niederländischen PvDAzog,wurde 
von Ulrich Eith dingehend unterstützt,dass Re- 
formziele in Sprache und Tradition der eigenen 
Wähler und Mitglieder anknüpfen müssten. So 
wäre es beispielsweise ein Fehler,die sozialdemo- 
kratische Identitätsmarke.,soziale Gerechtigkeit" 
aufzugeben. Beschlossen wurde auf der Mitglie- 
derversammlungamVorabendein Positionspapier 
zur Unternehmenssteuerreform. 
t Infos: Download unter www.forum-dlzi.de 

Neuer Landesvorsitzender in Mecklenburg- 
Vorpommern wurde Sozialminister Erwin Sellering. 
Zu seinen beiden Stellvertretern gehört der3ojäh- 
rige Rostockerund Landtagsabgeordnete Mathias 
Brodkorb,der bereits häufigerfür spw geschrieben 
hat. Als Beisitzer im Vorstand ist u.a. spw-Autor 
Stephan Bliemel ~ewäh l t .  

U Denkfabrik 

Am 25. April fand auch die Jahreshauptver- 
sammIungder„SPD-Denkfabrikan,aufdereine 
neue Vorstandsstruktur beschlossen wurde. Zu 
gleichberechtigtenMitgliederndesneuenSprecher- 
Innenkreises wurden gewählt: Frank Schwabe 
(MdB), Christine Lamprecht (MdB), Niels Annen 
(MdB), sowie die Mitarbeiterlnnen Marie-Luise 
Beck und Martin Deschauer.Demerweiterterten 
Vorstand gehören an:Florian Pronold (MdB).Larissa 
Schulz-Trieglaff, Heiko Mau, Sönke Rix (MdB), Dr. 
Bärbel Kofler (MdB).Als neue Geschäftsführerin 
wurde Angela Maquardt eingeführt. 
F Infor: www.spd-denkfabrik.de 
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Detlevvon Larcher,Jahrgangig37,studier- 
te evangelische Theologie und Sozialwis- 
senschaften ander Universität Göttingen. 

Durch die Diskussion um die Universitätsverfas- 
sung begannermit derstudentenpolitik und stieg 
in die gewerkschaftliche Bildungsarbeit ein.1969 
wurdeer Mitglied der SPD und war zunächst bei 
den Jungsozialisten aktiv. Innerhalb der Partei 
wurde er u.a. als stellvertretender Bezirksvorsit- 
zender in Hannover gewählt.Von iggo  bis 2005  

war Detlev Mitglied des Deutschen Bundestages 
mit denschwerpunkten Finanz- und Steuerpolitik. 
Sieben Jahredavonfungierteerauch alsSprecher 
der Parteilinken. Er i d  Herausgeberderspw und 
heute politisch bei Attacaktiv. Mit seiner Frau lebt 
er in Weyhe bei Bremen und hofit.dasseiner sei- 
ner drei Söhne ihn bald zum Großvater macht. 

spw: Welche politischen Diskussionen haben 
dich besonders in Deinem Leben geprägt? 

Detlev von Larcher: Neben der Diskussion 
umden Nato-Doppelbeschluss und diegan- 
ze Atomfrage war das von Anfang an die 

Diskussion um umweltgerechtes Verhalten. Ich 
gehörte mit zudenen,die in derSPD praktischdie 

F 
linkenGrünen gegründet haben.lcherinnere mich 
an Diskussionen über umweltgerechte Politik,wo 
wir ganz isoliert waren und als die kleinen Dum- 
men da standen,dievon nichts eine Ahnung hat- 
ten. Da haben wir Forderungen gestellt,die heute 
in aller Munde sind.So etwas begleitet einen na- 
türlich das ganze Leben. 

spw: Welche politische Entscheidung würdest 
du heute wieder sofällen? 

Detlev von Larcher: Ganz wichtig war die 
Debatte um die AnderungdesGrundgeset- 
zes inderAsylfrage.Da bin ich heftiggegen 

die Grundgesetzänderung eingetreten - auch 
öffentlich.Diese Diskussionführtedamalszu einem 
-w ie  ich meine-vertretbaren Kompromiss. Ich 
war damals auch Mitglied in der Kommission. in 
der darüberverhandelt wurde. Natürlich war die 
Grundgesetzänderung prinzipiell ablehnenswert. 
aber es ging in dieser Situation eben nur, einen 
Kompromiss zu machen. 

spw: Was machst Du zurzeit politisch? 

Det1evvonLarcher:Zurzeit bin ich bei Attac 
aktiv. Dort kümmere ich mich weiter um 
mein Spezialgebiet Steuern und Finanzen 

und bin im bundesweiten Koordinierungskreisvon 
Attac. Damit kehre ich insofern zu einer meiner 
Wurzeln zurück, nämlich zur außerparlamenta- 
rischen Bewegung, wo ich zu Beginn meines po- 
litischen Lebens mit 3 0  Jahren schon aktiv war. 
Wichtig war für mich immer,die Politik nicht nur 
den gewähltenvertreternzu überlassen,alsoden 
Parlamenten in Bund. Land und Gemeinden.Son- 
dern ich war immer der Meinung.die Menschen 
müssen sich auch selber zwischen den Wahlen 
darum kümmern und sich einmischen. Und in- 
sofern haben wir bei den Jungsozialisten dieDop- 
pelstrategie vertreten, also innerparteilich und 
außerparteilich politisch aktiv zu werden. 
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Kurzum I von  Horst  Peter 

Der Mensch als Produzent und als Konsu- 
ment ist in einem Konzept des ökologi- 
schen Umbausder Gesellschaft der größte 

Risikofaktor.Die Wünschenach Erwerbsarbeit und 
der Befriedigungseiner Bedürfnissesind gekoppelt . . . . .  
an dasverlangen nach möglichst hohem Entgelt 
und nach möglichst preisgünstigen Produkten und 
Dienstleistungen.Unterstützt wird diese Bewusst- 
seinsstruktur durch die Werbeindustrie. der es 
immer wieder gelingt neue Leitmoden zu imple- 
mentieren. Mächtige lnteressenoreanisationen 1, ., 
sichern dies medial und politisch gegen alleSteu- 

Peter,ipw.M,theraurgeberebt ," 
erungsversuche ab. roto: privat 

Kurzum:die NaturalsGrundlageallen Lebens 
und Arbeitens ist dem Menschen aus dem Blick 
geratenEr ist seinerselbst undderäußeren Natur 
entfremdet. 

Die Lerntheorie sagt: fehlt das sinnliche 
Erleben von Natur, ist auch der Schutzder 
Natur kein hohes Ziel. Deshalb muss öko- 

logische Politik, um massenwirksam zu sein.von 
einem kulturellen gesellschaftlichen Diskurs be- 
gleitetwerden.Untersuchungen belegen,dassdie 
jüngeren Schülerinnen und Schüleram stärksten 
beunruhigt sind über die Gefährdungen des Kli- 
mas.der Wälder. der Gewässer,die Gefahren der 
Atomenergie,der Landschaftszerstörung und der 
Müllberge. Allerdings gleicht sich im Laufe der 
Schulzeit dieJugendwelt der Erwachsenenwelt an, 
zumal selbst der naturwissenschaftliche Unterricht 
mehr Wert auf formales Wissen als auf direkte 
Begegnungen mit der Natur legt. 

Kurzum: wer es Ernst meint mi t  der Verant- 
wortung für die natürlichen Lebensgrundlagen 
auch künftiger Generationen muss den kulturel- 
len Diskurs bereits in der Schule beginnen. Denn 
die fehlende Einübung in komplexes,die Folgen 
des eigenen Handelns berücksichtigendes Den- 
ken ist im Alter nurschwer nachzuholen. 

Damit sind wir bei derVerantwortung der 
gesellschaftlichen und politischen Entschei- 
dungsträger als Leitpersonen, damit die 

Menschen endlich begreifen.wiees um den Plane- 
ten steht.EgaI,obWissenschaftler,Manager,Journa- 
list oder Politiker.Alie stehen vor einem vergleich- 
baren Dilemma: sie müssen sich ändern, damit 
sich die gesellschaftlichen Verhältnisse ändern 
können.abersie benötigen auchdieZustimmung 
der Menschen,aIs Produzenten,als Konsumenten, 
als Benutzer von Medien und als Wähler. 

Helmut Schmidt gebrauchte den Begriff 
derVerantwortungsethik,umsich inschwie- 
rigerZeit etwa mit der Friedensbewegung 

auseinanderzusetzen. Das war Basis für einen 
durchaus kontroversen Diskurs mit Andersden- 
kenden. Heute finden wir eher ein Klima derver- 
antwortungslosigkeit,das Diskursefast unmög- 
lich macht. Dabei wissen wir fast alles über den 
bedrohlichen Zustand unseres Planeten und über 
die zerstörerischen Wirkungenfaischen Wirtschaf- 
tens und falschen Verhaltens.Wann stellen sich 
die EntscheidungsträgerihrerVerantwortungfür 
die Zukunft? 

Kurzum: ich wiederhole mich. Die politische 
Kraft.dieVerantwortungfürdie Zukunft des Pia- 
neten als Grundwert ihrer Politik annimmt, ist 
zukunftsfähig. H 

D Drtlevvon lairher, 
(link31 heute.(iechtr)i980 
auf einer OTV oerna. 

Fot0r:privat 

spw:Du bistam 3o.März7oJahrealtgeworden. gesetzt wird.Dazu gehört auch Steuergerechtig- 
Andere Menschen eenießen in diesem Alter den keit und die Bekämofune von Steuerflucht und , " 
wohlverdienten Ruhestand oder kümmern sich um Steuervermeidung. 
ihren Garten und andere Hobbies. Du nicht? 

spw: Detlev,vielen Dank für das Gespräch. W 
Detlevvon Larcher:Ich habe natürlich auch 
ein Hobby,dasSegelfiiegen. Ich genießesehr, ~ ~ a r i n t e ~ i e w f ü h n e a i e x a n d r a  g ramm. 

dass ich nach meiner Bundestagszeitwieder 
mehr Zeit dafür habe und hoffe,dass der Flieger- 
arzt mir noch manchesJahreriaubt.weiterzu flie- 
gen.Und im Garten mache ich auch etwas,denn 
ich baue Gemüse an.Von der Kartoffelernte im 
IetzenJahressen wir heutenoch.Aber ich kümme- 
re mich auch weiter um die Politik. Ich kann mir 
nichtvorsteilenfaulda zu liegen und nichtszutun. 
Solange ich kann werde ich politisch aktiv sein. 

spw: Hast Du Ziele-diedu persönlich politisch 
noch erreichen möchtest? 

Detlevvon Larcher: Ich würde gerne errei- 
chen,dass über Klima verträglichesVerhal- 
ten nicht nur geredet wird. sondern dass 

wirklich wichtige Marken gesetzt werden, die 
dann auch durchgesetzt werden, zum Beispiel 
beim C02-Ausstoß. Das. was jetzt im Gespräch 
ist. i s t  viel zu wenig. Es muss viel mehr getan 
werdenund ich würde natürlich gerneerreichen, 
dass die Politik beendet wird, die zum weiteren 
Auseinanderdriften von Arm und Reichführt.Das 
macht diejetzige Bundesregierung.das hat auch 
die rot-grüne Bundesregierung nicht anders ge- 
macht und es wird höchste Zeit, dass soziale 
Gerechtigkeit in einem Sozialstaat wiederdurch- 

Nach der Linkswende der Jusos 1969 ent- 
wickelt sich der Jugendverband von der 
braven, angepassten Parteijugend hin zu 
einem sozialistischen Richtungsverband, 
der den Anspruch erhebt. auf die inhalt- 
liche Ausrichtungder Partei aktiv Einfluss 
zu nehmen.Elementarer Bestandteildieses 
bis heute bestehenden Selbstverständnis- 
ses ist die so genannte Doppelstrategie. 
Dies bedeutet einerseits mi t  dem„Stand- 
bein" inderSPDzuagieren und dort Macht- 
Positionen zu besetzen um inhaltliche Po- 
sitionen durchzusetzen.Andererseitsgehört 
dazu. mi t  dem ,,Spielbein" in gesellschaft- 
lichen Bewegungen präsentzu sein und mit 
diesen gemeinsam Druck auf die SPD hin 
zu den von den Jusos auch in der Partei 
vertretenen Inhalten zu entfalten. 
[Alexandra Krarnm] 




